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Das Erbrecht des nichtehelichen
Lebenspartners im norwegischen
Recht – vorbildlich?
Immer mehr Menschen leben in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft zusam-
men und übernehmen – ähnlich wie in einer Ehe – Verantwortung füreinander. Dieser
Verantwortung möchten viele auch über den Tod hinaus gerecht werden. Norwegen
hat dieses praktische Bedürfnis aufgegriffen und gewährt nichtehelichen Lebens-
partnern mit gemeinsamen Kindern ein gesetzliches Erbrecht. Eine Ausweitung des
Erbrechts und eine weitergehende Annäherung an das Erbrecht des Ehegatten
werden derzeit diskutiert. Das norwegische Recht könnte insoweit auch Denkanstoß
für Gesetzgeber anderer Länder sein.
Von Beate Paintner
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A. Einführung

Norwegen hat mit der Änderung des Erbgesetzbuchs
im Jahr 2009 ein gesetzliches Erbrecht für nichteheli-
che Lebenspartner (samboer) eingeführt.1) Die deut-

1) Lov om endringer til arveloven mv (arv og uskifte for samboere) LOV
2008 – 12-19 – 112.
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sche Bezeichnung nichtehelicher Lebenspartner um-
schreibt die norwegische Regelung nur ungenau. Der
norwegische Terminus „samboer“ bezeichnet denjeni-
gen nichtehelichen Lebenspartner, mit dem jemand zu-
sammenwohnt (sammen = zusammen, bo = wohnen).
Im Folgenden wird daher aus Gründen der Genauig-
keit der norwegische Begriff samboer für den Lebens-
partner im Sinne des Erbrechts und der Begriff sam-
boerskap entsprechend für die Lebensgemeinschaft
verwendet. Norwegen hat mit der Einführung des ge-
setzlichen Erbrechts für samboer das Erbrecht an die
tatsächliche gesellschaftliche Realität angepasst und
verfolgt diesen Kurs auch konsequent weiter, wie sich
im jüngsten Vorschlag für eine erneute Änderung des
Erbrechts zeigt.

B. Hintergrund

Die nichteheliche Lebensgemeinschaft ist in unter-
schiedlichen Ausprägungen inzwischen eine völlig nor-
male und akzeptierte Form des Zusammenlebens und
des Familienlebens. In der Altersgruppe der Unter-
30-Jährigen ist diese Form sogar die vorherrschende
in Norwegen.2) War die nichteheliche Lebensgemein-
schaft vormals oft eine bewusste Entscheidung gegen
die Ehe mit all ihren rechtlichen Wirkungen, finden
sich heutzutage ganz unterschiedliche Motive dafür,
dass Paare auf den Trauschein verzichten. Es lassen
sich mehrere Kategorien von Lebensgemeinschaften
bilden.3) Zum einen sind dies junge Paare unter 25 Jah-
ren, die sich in Schule, Ausbildung oder Studium ken-
nenlernen und das Zusammenleben zunächst „auspro-
bieren“, ohne schon die Vorstellung von einer dauer-
haften oder gar lebenslangen Beziehung zu haben.4) So-
bald Kinder in der Lebensgemeinschaft eine Rolle
spielen, ändert sich dies oft. Dann werden üblicher-
weise die Bande enger, sowohl in persönlicher als auch
in ökonomischer Hinsicht. Nicht wenige entscheiden
sich dann doch zu heiraten. Wer dies nicht tut, ent-
scheidet sich nicht notwendigerweise gegen die Ehe
als Rechtsinstitut, sondern findet vielleicht einfach
nicht den passenden Moment, scheut die Kosten einer
Hochzeit oder hält die Ehe schlicht für nicht notwen-
dig, um die familiären Bindungen zu stärken.5) Ältere
Lebenspartner dagegen (zwischen 45 und 50 Jahren)
haben sich oft noch bewusst gegen die Ehe entschieden.
Dennoch leben sie oft – insb wenn sie gemeinsame
Kinder haben – in einer der Ehe durchaus ähnlichen
Gemeinschaft zusammen.6) Eine große Gruppe bilden
schließlich die sog Patchwork-Familien, in denen Part-
ner mit jeweils eigenen Kindern aus einer früheren Be-
ziehung zusammenleben. Sie haben häufig schlechte
Erfahrungen aus der Trennung bzw Scheidung von ei-
nem früheren Ehepartner und scheuen deshalb eine er-
neute Heirat.7) Schließlich bleibt die Gruppe der Über-
65-Jährigen. Diese Lebensgemeinschaften sind häufig
zweite Beziehungen nach dem Tod eines früheren Ehe-
partners. Die Bindung an die Kinder aus der vorange-
gangenen Ehe ist – insb im Hinblick auf das eigene
Vermögen und die Erbfolge – oft stärker als die an
den neuen Partner.8) Insgesamt ist die Gruppe derjeni-
gen, die in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft le-

ben, sehr heterogen. Aufgrund der ganz unterschiedli-
chen Motive für die nichteheliche Lebensgemeinschaft
erscheint es schwierig, eine für alle geltende gesetzliche
Regelung zu finden.

Dennoch hat Norwegen es gewagt, ein gesetzliches
Erbrecht für bestimmte Gruppen von nichtehelichen
Lebenspartnern, nämlich solche mit mindestens einem
gemeinsamen Kind und – nach testamentarischer An-
ordnung – solche, die mindestens die letzten fünf Jahre
vor dem Tod des einen Partners zusammengewohnt
haben, einzuführen. Diese Gesetzesänderung war die
konsequente Folge einer Reihe von Gesetzesvorschlä-
gen und -änderungen zur rechtlichen Gestaltung von
nichtehelichen Lebensgemeinschaften.9) Ein wichtiges
Motiv für die Rechtsänderung war, dass man nach An-
sicht des Justizministeriums nicht mehr davon ausge-
hen könne, dass die Eingehung einer nichtehelichen
Lebensgemeinschaft auf einer bewussten Entscheidung
gegen die Rechtswirkungen der Ehe beruht. Vielmehr
könne man davon ausgehen, dass viele Menschen sich
keinerlei Gedanken zu der Rechtsstellung als nichtehe-
licher Lebenspartner machen oder sogar davon ausge-
hen, dass auch nichteheliche Lebenspartner ein gesetz-
liches Erbrecht haben.10)

C. Geltende Rechtslage

Das gesetzliche Erbrecht des samboers findet sich in
Kapitel III A. (§§ 28a – 28g) des Erbgesetzbuchs (arve-
lova; im Folgenden kurz: al).11) Zunächst wird in § 28a
al der Begriff samboerskap definiert. Eine samboerskap
iS des norwegischen Erbrechts liegt danach vor, wenn
zwei Personen über 18 Jahre, die weder verheiratet
noch registrierte Lebenspartner12) sind noch mit ande-
ren Personen eheähnlich zusammenwohnen, in einer
eheähnlichen Gemeinschaft zusammenleben. Der Aus-
schluss des Erbrechts bei Zusammenleben mit anderen
soll verhindern, dass mehrere Personen gleichzeitig das
gesetzliche Erbrecht geltend machen.13) „Unschädlich“

2) Entwurf für die Änderung des Erbrechts 2008, Det kongelige Justis-
og Politidepartement Ot.prp nr. 73 (2007 – 2008) Om lov om endrin-
ger i arveloven mv (arv og uskifte for samboere), S 8.

3) Die folgenden Kategorien sind dem Abschlussbericht der Kommis-
sion zur Änderung des norwegischen Erbrechts von 2011 entnom-
men: Norges offentlige utredninger 2014:1 Ny arvelov, utredning
fra et utvalg oppnevt ved kongelig resolusjon 15. 4. 2011, avgitt til
Justis-og beredskapsdepartementet 10. 2. 2014, Kapitel 4.2
S 43 ff.

4) NOU 2014:1, S 43.
5) NOU 2014:1, S 44.
6) NOU 2014:1, S 44.
7) NOU 2014:1, S 44 f.
8) NOU 2014:1, S 45.
9) Bsp: Vorschlag zur „papierlosen Ehe“, Norges offentlige utredninger

1980:50 (samliv uten vigsel); Gesetz über gemeinsame Wohnung
und Hausrat vom 4. 7. 1991 – Lov om rett til felles bolig og innbo
når husstandsfellesskap opphører (husstandsfellesskapsloven)
LOV-1991 – 07-04 – 45; Vorschlag zur Gesetzesänderung „Zusam-
menlebende und Gesellschaft“, Norges offentlige utredninger
1999:25 (samboerne og samfunnet); Lødrup, Arverett (2012) 77 ff.

10) Vorschlag des Justizministeriums zur Änderung des Erbrechts Ot
prp nr 73 (2007 – 2008) S 14.

11) Lov om arv m m (arvelova) LOV-1972 – 03-03 – 5.
12) Gemeint ist die gleichgeschlechtliche eingetragene Lebenspartner-

schaft; seit 2008 finden sich die Regelungen zur eingetragenen
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft im Ehegesetz, Lov om
ekteskap (ekteskapslova) LOV-1991 – 07-04 – 47.

13) Lødrup, aaO 80.
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ist es, wenn das Paar zusammenwohnt und zusätzlich
weitere Personen im selben Haushalt leben.

Eine samboerskap liegt auch dann vor, wenn die
Partner vorübergehend wegen Ausbildung, Arbeit,
Krankheit, Aufenthalt in einer Einrichtung14) oder ähn-
licher Umstände nicht zusammenwohnen. Eine sam-
boerskap liegt dagegen nicht vor, wenn Personen zu-
sammenwohnen, die nach § 3 des Ehegesetzes15) keine
Ehe miteinander eingehen dürften.16)

1. Erbrecht aufgrund eines
gemeinsamen Kindes

Wer in einer solchen samboerskap lebt, hat beim Tod
des Partners neben dessen Abkömmlingen ein gesetz-
liches Erbrecht in Höhe des vierfachen Jahresgrundbe-
trags der öffentlichen Sozialversicherung17) (im Folgen-
den mit G abgekürzt), wenn er ein gemeinsames Kind
mit ihm hat, hatte oder erwartet. Erreicht der Nachlass
des Verstorbenen nicht den vierfachen Grundbetrag,
erhält der Partner grundsätzlich die gesamte Erbschaft,
es sei denn, ein Kind des Erblassers befindet sich noch
in der Ausbildung und hat daher ein vorrangiges Not-
erbrecht. Grundsätzlich geht somit das Erbrecht des
samboers dem Pflichtteil der Kinder vor.

Durch Testament kann der Erblasser das gesetzli-
che Erbrecht für den Lebenspartner begrenzen oder
ganz ausschließen. Für die Wirksamkeit der Begren-
zung bzw des Ausschlusses ist es erforderlich, dass
der Lebenspartner vor dem Tod des Erblassers Kennt-
nis von dieser Verfügung erlangt hat (§ 28b Abs 2 al).

2. Erbrecht aufgrund Dauer der
Lebenspartnerschaft

Ebenfalls ein gesetzliches Erbrecht in Höhe von 4 G hat
der samboer, der mit dem Verstorbenen mindestens
die letzten fünf Jahre vor dessen Tod zusammenge-
wohnt hat, wenn der Erblasser dies in einem Testa-
ment bestimmt hat (§ 28b Abs 1 al).

3. Recht zur Fortsetzung der
Gütergemeinschaft („uskiftet bo“)

Der samboer kann anstelle des gesetzlichen Erbrechts
die Fortsetzung der Gütergemeinschaft mit den Erben
des verstorbenen Partners wählen (§§ 28 c–g al). Ähn-
lich wie bei Ehegatten entsteht auch für samboer an be-
stimmten Gegenständen eine Gütergemeinschaft.

Nach norwegischem Recht hat jeder Ehegatte wäh-
rend der Dauer der Ehe sein eigenes Vermögen, über
das er frei verfügen kann. Grundsätzlich ist jegliches
Vermögen, das im Eigentum bzw Besitz eines Ehegat-
ten ist, Gesamtgut (norw felleseie). Daneben gibt es
Vorbehaltsgut (norw særeie), dies ist bspw durch
Schenkungen oder Erbschaften von nur einem Partner
erworbenes Vermögen. Erst mit Beendigung der Ehe
durch Tod oder Scheidung wird das Vermögen beider
Ehegatten, das zum Gesamtgut gehört, addiert und so-
dann hälftig geteilt. Der Güterstand der Gütergemein-
schaft nach norwegischem Recht hat daher durchaus
Ähnlichkeit mit der Zugewinngemeinschaft nach deut-
schem Recht.18)

Der Güterstand ist Ehepaaren vorbehalten und gilt
daher für samboer nicht, dennoch können auch sie Ge-

samtgut haben, das im Falle einer Trennung ein for-
melles Güterauseinandersetzungsverfahren zur Folge
hat.19) Dies ist vor allem dann der Fall, wenn sie ge-
meinsam etwas für ihr gemeinsames Leben erwerben
wie etwa eine gemeinsame Wohnung, Wohnungsein-
richtung oder ein Auto. Bezogen auf diese Gegen-
stände kann der samboer nach dem Tod des Partners
die Gütergemeinschaft mit den Erben fortsetzen. Er
kann sich innerhalb von 60 Tagen nach dem Erbfall
dazu entscheiden, die Gütergemeinschaft bezüglich
der gemeinsamen Wohnung, der Wohnungseinrich-
tung, einem gemeinsamen Auto und einer gemeinsa-
men Ferienwohnung nebst Einrichtung mit den Erben
des verstorbenen Partners fortzusetzen (§§ 28c, 28d al;
norw „sitte i uskiftet bo“). Wählt der Überlebende die
fortgesetzte Gütergemeinschaft, erhält er allerdings
nicht zusätzlich die Erbschaft in Höhe von 4 G. Wenn
die Gütergemeinschaft mit den Erben zu seinen Leb-
zeiten auseinandergesetzt wird, wird sein Anteil an
der Gemeinschaft mit dem Erbrecht von 4 G verrech-
net (§ 28b III al). Das Recht zur Fortsetzung der Gü-
tergemeinschaft ist ausgeschlossen, wenn der überle-
bende Partner bereits nach dem Tod eines vorherigen
samboers oder Ehegatten die Gütergemeinschaft fort-
gesetzt hatte, es sei denn, diese Gemeinschaft wird aus-
einandergesetzt (§ 28 c II al). Mit der Fortsetzung der
Gütergemeinschaft erhält der Überlebende ein Ge-
brauchsrecht an den Gegenständen, die von der Güter-
gemeinschaft erfasst sind. Er kann damit über die Ge-
genstände fast wie ein Eigentümer verfügen. Für die
Fortsetzung der Gütergemeinschaft benötigt der Über-
lebende die Zustimmung derjenigen Kinder des Erb-
lassers, die nicht auch seine Kinder sind (norw „sær-
kullsbarn“, § 28 c III iVm § 10 al). Entscheidet sich
der Überlebende für die Fortsetzung der Gütergemein-
schaft, ist er verpflichtet, sämtliche Schulden des Erb-
lassers zu übernehmen, also auch diejenigen Schulden,
die nicht aus dem gemeinschaftlichen Vermögen her-
rühren (§ 28d al).

D. Vorgeschlagene Änderungen

Im Jahr 2011 wurde eine Kommission eingesetzt, die
eine Reform des Erbrechts in Norwegen vorbereiten
soll. Im Februar 2014 überreichte die Kommission ih-
ren abschließenden Bericht und einen Entwurf für die
Änderung dem Justizministerium. Die Reform hat
zum Ziel, das Erbrecht noch stärker an die gesellschaft-
lichen Gegebenheiten anzupassen.20) Neben einer Stär-
kung des Erbrechts des Ehegatten soll auch das Erb-
recht des samboers gestärkt werden. Zwar war eine

14) Gemeint sind hier soziale Einrichtungen, Kliniken, Pflegeheime etc.
15) Lov om ekteskap (ekteskapslova) LOV-1991 – 07-04 – 47.
16) Verwandte in auf- bzw absteigender Linie oder Geschwister.
17) „Folketrygdens grunnbeløp“ Der Betrag wird jährlich zum 1. Mai

festgesetzt und betrug im Jahr 2013 85.245 norwegische Kronen
pro Jahr. Vgl https://www.nav.no/Om+NAV/Satsar+og+
utbetalingsdatoar/Grunnbel%C3%B8pet+%28G%29

18) Markmiller, Die Stellung des Ehegatten im nordischen Erbrecht
(2013) 67, unter Verweis auf Frantzen, Die Stellung des überleben-
den Ehegatten im norwegischen Ehegüter- und Erbrecht: Auswir-
kungen auf deutsch-norwegische Sachverhalte, ZvglRWiss 101
(2002) 482 ff.

19) Markmiller, aaO 64.
20) Zum Umfang des Auftrages vgl NOU 2014:1 S 9 ff.
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mögliche Änderung des gesetzlichen Erbrechts für
samboer nicht explizit von dem Auftrag der Kommis-
sion umfasst, da diese Regelungen ohnehin noch neu
und daher wohl noch nicht reformbedüftig sind. Den-
noch sah sich die Kommission berechtigt, auch hierzu
Vorschläge zu machen.21)

Die Kommission schlägt vor, das gesetzliche Erb-
recht auch den samboern uneingeschränkt zu gewäh-
ren, die mindestens die letzten fünf Jahre vor dem
Tod des Partners zusammengewohnt haben. Die der-
zeit geltende Voraussetzung, dass dieses Erbrecht in ei-
nem Testament angeordnet werden muss, solle wegfal-
len. Die Kommission stützt sich zur Begründung da-
rauf, dass sich auch die Mehrzahl der samboer ohne ge-
meinsame Kinder ein solches Erbrecht wünsche. Zwar
gebe es keine Studien darüber aus Norwegen, wohl aber
aus England und Wales, die dies nahelegen. Auch ohne
gemeinsame Kinder gebe es nach einer gewissen Zeit
des Zusammenlebens eine derart enge Bindung zwi-
schen den Partnern, dass eine Absicherung nach dem
Tod wünschenswert sei.22)

Darüber hinaus schlägt die Kommission vor, das ge-
setzliche Erbrecht der Höhe nach an das Erbrecht des
Ehegatten anzupassen. Neben Abkömmlingen des Erb-
lassers solle der samboer – gleich dem Ehegatten − die
Hälfte erben. Hinterlässt der Erblasser keine Abkömm-
linge, soll der samboer Alleinerbe sein. Es gebe keinen
Grund, samboer und Ehegatten unterschiedlich zu be-
handeln, da auch das Schutzbedürfnis dasselbe sei.
Diesbezüglich verweist die Kommission auf die inter-
nationale Rechtsentwicklung, in der eine Gleichstel-
lung von Ehepartnern und nichtehelichen Lebenspart-
nern angestrebt werde. Darüber hinaus sei die gesetzli-
che Regelung einfacher zu handhaben, wenn samboer
und Ehepartner gleichbehandelt würden. Schließlich
sei die Gleichstellung nur natürlich. Es sei eine Schwä-
che der derzeitigen Regelung, dass Partner, die mit dem
Erblasser über Jahre oder gar Jahrzehnte zusammenge-
lebt haben, ein schwächeres Erbrecht haben als ent-
fernte Verwandte oder der Staat.23)

Auch bezüglich eines Mindesterbrechts sollten sam-
boer Ehepartnern gleichgestellt sein. Die Kommission
schlägt vor, dass auch samboer ein Mindesterbrecht
in Höhe von 6 G erhalten sollen. Auch diesbezüglich
seien keine Gründe ersichtlich, warum samboer
schlechter behandelt werden sollten als Ehepartner.
Wenn ein Erbrecht tatsächlich einmal nicht gewünscht
sei, etwa weil beide Partner Kinder aus einer vorherigen
Ehe haben, die die gesamte Erbschaft haben sollen,
könnten die Partner das Erbe schließlich ausschlagen
oder darauf verzichten.24)

Das norwegische Recht knüpft an den gemeinsa-
men Wohnsitz an, da sich in der Regel die Lebensge-
meinschaft durch das gemeinsame Wohnen, den ge-
meinsamen Hausstand und gemeinsame Anschaffun-
gen derart verfestigt, dass die Gemeinschaft eine ehe-
ähnliche wird. Die Kommission schlägt vor, an dieser
Voraussetzung für das gesetzliche Erbrecht festzuhal-
ten. Auch solle das gesetzliche Erbrecht nicht auf sol-
cherlei Gruppen von samboern ausgeweitet werden,
die nicht in einer eheähnlichen Beziehung leben (bspw
Geschwister oder Mutter und Sohn). Diese Personen
seien oftmals ohnehin erbrechtlich aufgrund Ver-

wandtschaft miteinander verbunden. Falls nicht, den-
ken diese aber eher daran, ein Testament zu errichten
und den Mitbewohner zu bedenken. Darüber hinaus
sei diese Gruppe von samboern derart inhomogen, dass
nur schwer zu ermitteln sei, was sich Angehörige dieser
Gruppe wünschen.25)

E. Für und Wider eines
gesetzlichen Erbrechts

Die zunehmende Zahl nichtehelicher Lebensgemein-
schaften ist eine Realität, der auch der Gesetzgeber frü-
her oder später Rechnung tragen muss. Auf lange Sicht
hin wird man die praktischen Probleme, die sich im
Zusammenhang mit nichtehelichen Lebensgemein-
schaften ergeben, nicht allein durch von der Rechtspre-
chung entwickelte Rechtsinstitute lösen können.26)

Die norwegische Gesetzgebung ist in dieser Hin-
sicht pragmatisch. Da Umfragen zeigen, dass eine
Mehrheit der in nichtehelicher Lebensgemeinschaft
Verbundenen eine stärkere Rechtsstellung wünscht
oder sogar davon ausgeht, sie bereits zu haben, wird
das Recht entsprechend angepasst. Dennoch wirft das
gesetzliche Erbrecht für den samboer Fragen auf.

Sicherlich richtig ist, dass ein gewisses Schutzbe-
dürfnis für diejenigen Lebenspartner besteht, die ge-
meinsame Kinder haben. Zwischen den Elternteilen
kommt es in der Regel – ähnlich wie in einer Ehe –
zu einer Arbeitsteilung in beruflicher und privater Hin-
sicht. Daraus entstehen Abhängigkeiten und Fürsorge-
pflichten, die auch über den Tod hinausgehen können.

Praktische Probleme dürften sich jedoch vor allem
beim Erbrecht für Lebenspartner ohne gemeinsame
Kinder ergeben. Hier knüpft die norwegische Regelung
an die Dauer des Zusammenwohnens an. Anders als
bei der Ehe kann hier der Beginn des Zusammenwoh-
nens zweifelhaft oder den Partnern schlicht nicht mehr
in Erinnerung sein. Ebenso verhält es sich mit der
Trennung. Der Verlust des Erbrechts eines Ehepartners
ist an klare und beweisbare Zeitpunkte geknüpft, wie
etwa im deutschen Recht an die Zustellung des Schei-
dungsantrages. Die Trennung von Tisch und Bett dage-
gen bietet in der Regel Streitstoff. Dieser Punkt ist bei
der bisherigen Regelung im norwegischen Recht zwar
noch kein großes Problem, denn wer ein Testament er-
richtet, in dem er seinem Lebenspartner das gesetzliche
Erbrecht einräumt, wird sich auch die relevanten Daten
merken. Es bleibt aber abzuwarten, ob der Gesetzgeber
den Vorschlägen der Kommission folgt und die Vo-
raussetzung der Anordnung im Testament entfallen
lässt.

Bei der derzeitigen Regelung stellt sich eher die
Frage nach dem praktischen Nutzen. Derzeit muss
der Erblasser, der seinem samboer ein Erbrecht einräu-
men möchte, ohnehin ein Testament errichten. Dann
könnte er statt auf die gesetzliche Regelung zu verwei-

21) NOU 2014:1 S 48 unter Verweis auf den Wortlaut des Auftrags.
22) NOU 2014:1 S 51 f.
23) NOU 2014:1 S 53.
24) NOU 2014:1 S 54.
25) NOU 2014:1 S 54.
26) Wie etwa der vom Bundesgerichtshof entwickelte „familienrechtliche

Kooperationsvertrag“, BGH 9. 7. 2008, XII ZR 179/05.
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sen, auch gleich die Höhe der Erbschaft selbst bestim-
men. Der Vorteil der Regelung erschöpft sich darin,
dass das gesetzliche Erbrecht (das durch Testament ge-
wählt wird) dem Pflichtteil der Kinder vorgeht.

Problematisch erscheint darüber hinaus die Inho-
mogenität der Gruppe der nichtehelichen Lebenspart-
ner. Die Motive, aus denen heraus eine Lebensgemein-
schaft eingegangen wird, sind höchst unterschiedlich.
Darüber hinaus ist die Vorstellung von der Dauer
der Partnerschaft nicht einheitlich. Die Ehe ist von ih-
rer Grundkonzeption lebenslänglich angelegt, worüber
sich Ehepartner in der Regel auch im Klaren sind. Dass
aber das Beziehen einer gemeinsamenWohnung schon
weitreichende Rechtswirkungen auslöst, wird insb jun-
gen Menschen nicht von vornherein klar sein. Gerade
die gesetzliche Erbfolge, die ohne Zutun der Menschen
eintritt, sollte aber in besonderem Maße den Bedürf-
nissen und Vorstellungen der Betroffenen entsprechen.

Nach der vorgeschlagenen Neuregelung eines ge-
setzlichen Erbrechts ohne testamentarische Anord-
nung und eines Mindesterbrechts für den Fall der Ent-
erbung durch den Erblasser sollen samboer sogar noch
weitreichender Ehepartnern gleichgestellt werden.
Zwar besteht die Möglichkeit, das Erbe auszuschlagen
oder darauf zu verzichten. Der Erblasser hat darauf je-
doch keinen Einfluss. Es besteht daher keine Möglich-
keit mehr, sich bewusst gegen die Rechtswirkungen der
Ehe zu entscheiden.

F. Fazit

Es besteht wohl ein praktisches Bedürfnis, die Rechts-
stellung nichtehelicher Lebenspartner gesetzlich zu re-
geln. Insbesondere wenn diese gemeinsame Kinder ha-

ben, ist es angemessen, dem überlebenden Partner ein
gesetzliches Erbrecht einzuräumen. Wer wegen ge-
meinsamer Kinder entsprechend mehr in das Zusam-
menleben „investiert“, sollte auch nach dem Tod des
Partners unabhängig von dessen testamentarischen
Verfügungen abgesichert sein. Diesbezüglich ist es
auch konsequent, über ein Mindesterbe bzw einen
Pflichtteil für den Lebenspartner nachzudenken. Das
Zusammenwohnen bietet sich darüber hinaus als An-
knüpfungspunkt für das gesetzliche Erbrecht an. Denn
es ist davon auszugehen, dass sich die Partnerschaft
durch das Beziehen einer gemeinsamen Wohnung ma-
nifestiert und eine eheähnliche Beziehung entsteht.

Haben die Lebenspartner keine gemeinsamen Kin-
der, stellt sich dagegen die Frage, ob ein gesetzliches
Erbrecht tatsächlich notwendig ist. Sicherlich entste-
hen auch zwischen kinderlosen Partnern Abhängigkei-
ten und Schutzpflichten, aber eben nicht in demselben
Maß, wie wenn Kinder zu versorgen sind. Eine weitrei-
chende Gleichstellung mit der Ehe ist insb für diejeni-
gen, die sich bewusst gegen das Rechtsinstitut der Ehe
entschieden haben oder deren Partnerschaft auch nach
fünf Jahren (noch) nicht gefestigt und auf Dauer ange-
legt ist, unbillig. Wer seinen Partner über den Tod hi-
naus absichern möchte, kann dies ohnehin problemlos
durch eine testamentarische Erbeinsetzung tun.

Insgesamt ist das norwegische Erbrecht insoweit
ein Vorbild, als es die tatsächlichen Bedürfnisse großer
Bevölkerungsteile aufgreift. Über die Umsetzung im
Detail lässt sich natürlich trefflich streiten. Insbeson-
dere für ein gesetzliches Erbrecht ist die Akzeptanz
in der Bevölkerung wichtig, weshalb man die Rechts-
tradition und die gesellschaftliche Realität des jeweili-
gen Landes berücksichtigen sollte.

Ü

Ü In Kürze

Norwegen greift ein praktisches Bedürfnis auf und
gewährt nichtehelichen Lebenspartnern mit gemein-
samen Kindern ein gesetzliches Erbrecht. Inwiefern
dieses Recht in Zukunft auf Lebenspartner ohne ge-
meinsame Kinder ausgeweitet wird, bleibt abzuwarten.
Entsprechende Vorschläge für eine Gesetzesänderung
liegen vor. Unabhängig von der Ausgestaltung des
Erbrechts im Detail dürfen jedenfalls die pragmatische
Herangehensweise und die Orientierung an den tat-
sächlichen Bedürfnissen großer Bevölkerungsteile als
vorbildlich gelten.

Ü Zum Thema
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